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der die termingemäße Bearbeitung der Änderungsmeldungen 
zur Aktualisierung der Stammdaten gewährleistet.

(2) Organisatorisch und programmtechnisch ist zu sichern, 
daß Stammdaten nicht durch unbefugtes Löschen oder aus an­
deren Gründen verlorengehen und ein unbefugtes Benutzen 
oder Fälschen von Stammdaten ausgeschlossen wird. Für 
das Ändern bzw. Löschen von Stammdaten sind Verantwort­
liche namentlich zu benennen. Die erteilten Befugnisse zum 
Ändern bzw. Löschen von Stammdaten sowie die Einhaltung 
der Festlegungen zum Stammdatenänderungsdienst sind min­
destens halbjährlich zu kontrollieren.

(3) Es ist zu sichern, daß Stammdaten, die einer Stammdatei 
erstmalig oder zum Zwecke der Aktualisierung zugeführt 
werden, durch die für den jeweiligen Datenfonds Verantwort­
lichen zur Einspeicherung freigegeben werden. Die Überein­
stimmung der eingegebenen Daten mit den abgespeicherten 
Daten ist von den gemäß Abs. 2 benannten Verantwortlichen 
zu prüfen und zu bestätigen.

(4) Zur Sicherung der Übereinstimmung der in den Nach­
weisen der Lohnzahlung erfaßten Arbeitskräfte mit den tat­
sächlich beschäftigten Arbeitskräften sind die zutreffenden 
Stammdaten mindestens zweimal im Jahr in geeigneter 
Weise zu überprüfen. Andere Stammdaten, die wiederholt in 
zahlungsauslösende Vorgänge einbezogen werden, sind hin­
sichtlich der sachlichen Richtigkeit jährlich zu überprüfen. 
Zur Überprüfung sind sachkundige Mitarbeiter einzusetzen, 
die an der Auslösung von Zahlungsvorgängen nicht beteiligt 
sein dürfen. Die durchgeführte Überprüfung der Stammdaten 
ist durch Unterschrift zu bestätigen.

§10

(1) Die Ordnungsmäßigkeit und den Schutz der Daten in 
Datenspeichern/Datenbanken haben die für den Aufbau und 
die Nutzung der Datenbestände verantwortlichen Leiter zu 
gewährleisten.

(2) In den Betrieben, Kombinaten und Staatsorganen sind 
Nutzerordnungen zu erarbeiten, in denen die Nutzung der 
Datenbestände in Datenspeichern/Datenbanken, deren Bereit­
stellung bzw. Übermittlung geregelt und die zur Nutzung 
Berechtigten festgelegt werden. Die Gültigkeit der Berechti­
gung ist ständig zu kontrollieren. Über die Datenausgabe ist 
ein lückenloses Protokoll zu führen.

(3) Die für die Datenbestände Verantwortlichen haben zu 
sichern, daß die für die zentralisierten und fachlichen Bericht­
erstattungen sowie die zur eigenen und fremden Nutzung 
erforderlichen Daten zu den festgelegten oder vereinbarten 
Zeitpunkten ordnungsgemäß bereitstehen.

(4) Die auf Medien der elektronischen Datenverarbeitung 
erfaßten und verarbeiteten Daten müssen im Rahmen der 
Aufbewahrungsfristen gemäß Anlage 3 zu dieser Anordnung 
in ihrer Aufgliederung erhalten bleiben und bei Bedarf (z. B. 
Erfüllung der Anforderungen der Revisionsorgane) über 
einen Maschinenausdruck oder über Bildschirm abrufbereit 
sein, sofern keine Eingabedokumentation als Drückliste oder 
in anderer Form revisionsfähig vorliegt.

§11
Berichtswesen

(1) Die zentralisierten und fachlichen Berichterstattungen 
sind, unabhängig von der Form der Übermittlung der Daten 
gemäß § 17 Abs..4 der Verordnung vom 11. Juli 1985 über 
Rechnungsführung und Statistik an die Staatliche Zentral­
verwaltung für Statistik und an andere befugte Empfänger, 
Dokumente mit belegmäßigem Charakter. Die an den Beleg 
gestellten Anforderungen gelten auch für zentralisierte und 
fachliche Berichterstattungen.

(2) Die Unterschrift bzw. der Bestätigungscode in der gemäß 
Abs. 3 zulässigen Form schließt die Bestätigung ein, daß die

mit den Richtlinien zu den Berichterstattungen vorgegebenen 
Prüfbedingungen angewandt wurden.

(3) Die Bestätigung der Wahrhaftigkeit der Daten der Be­
richterstattung, die auf maschinenlesbaren Datenträgern über­
geben werden, hat

— auf gesondertem Begleitschein oder
— als Bestätigungscode in vereinbarter Form
zu erfolgen. Bei der Fernübertragung von Daten der Bericht­
erstattung durch Betriebe und Kombinate bzw. bei Abruf aus 
Datenbanken gilt als Bestätigung ihrer Wahrhaftigkeit und 
Vollständigkeit der im Rahmen der abzuschließenden Verein­
barungen festgelegte Bestätigungscode.

(4) Werden Berichterstattungen durch Betriebe und Ein­
richtungen der Datenverarbeitung durchgeführt, entbindet 
das die Betriebe und Kombinate nicht von ihrer Verantwor­
tung für die wahrheitsgemäße, vollständige und terminge­
rechte Berichterstattung an die vorgesehenen Empfänger.

(5) Von den Empfängern der Berichterstattungen im Prüf­
prozeß festgestellte Fehler sind den Berichtspflichtigen mit­
zuteilen und in Übereinstimmung mit diesen zu berichtigen. 
Korrekturen sind durch die Berichtspflichtigen schriftlich zu 
bestätigen.

§ 12

Aufbewahrungspflicht

Die Dokumente von Rechnungsführung und Statistik sind 
gemäß den Anforderungen und Fristen nach Anlage 3 dieser 
Anordnung aufzubewahren. Die Zuordnung der Dokumente 
zu den Fristen der Aufbewahrung ist detailliert festzulegen. 
Diese Festlegungen sind zum Bestandteil der betrieblichen 
Archivordnung zu erklären.

§13

Verantwortung

(1) Für die Durchsetzung der Festlegungen dieser Anord­
nung tragen gemäß § 22 Abs. 1 der Verordnung vom 11. Juli 
1985 über Rechnungsführung und Statistik die Leiter der 
Staatsorgane, Kombinate und Betriebe die Verantwortung.

(2) Die Leiter der Kombinate und Betriebe haben die Be­
stimmungen dieser Anordnung zu konkretisieren.

(3) Die Hauptbuchhalter, Leiter für Haushaltswirtschaft 
bzw. Verantwortlichen für Rechnungsführung und Statistik 
sind gegenüber ihrem Leiter für die Kontrolle über die Ge­
währleistung der Ordnungsmäßigkeit und den Datenschutz 
in Rechnungsführung und Statistik verantwortlich. Sie haben 
ihre Tätigkeit besonders darauf zu richten, Verstöße gegen 
die Ordnungsmäßigkeit und den Datenschutz in Rechnungs­
führung und Statistik sowie gegen die Sicherheit und den 
Schutz des sozialistischen Eigentums zu verhindern bzw. im 
Rahmen ihrer Kontrolltätigkeit frühzeitig aufzudecken.

§ 14

Prüfung der Ordnungsmäßigkeit

(1) Die Staatliche Zentralverwaltung für Statistik sowie die 
für die Betriebe und Kombinate bzw. Staatsorgane zuständi­
gen Revisionsorgane sind berechtigt, die Einhaltung der Ord­
nungsmäßigkeit in Rechnungsführung und Statistik zu über­
prüfen und gemäß den Rechtsvorschriften Auflagen zur Her­
stellung der Ordnungsmäßigkeit zu erteilen.

(2) Die Prüfung und Bestätigung der Ordnungsmäßigkeit 
der Jahresabschlußdokdmente obliegt dem in gesonderten 
Rechtsvorschriften genannten Revisionsorgan. Die Bestäti­
gung der Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlußberichtes 
des Betriebes bzw. Kombinates ist Voraussetzung zur Ertei-


